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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

gestern gedachte der Deutsche Bundestag der Opfer des rechtsext-

remistischen Anschlags in Hanau und diskutierte darüber, wie 

Rechtsextremismus effektiver bekämpft werden kann. Rechte Ge-

fährder müssen systematischer ins Visier unserer Behörden genom-

men und der Waffenbesitz strengeren Kontrollen unterzogen wer-

den. Es darf nicht bei Lippenbekenntnissen bleiben. 
 

Die Zustände in den Aufnahmeeinrichtungen auf den griechischen 

Inseln sind unbestritten katastrophal und untragbar. Wir brauchen 

nun so schnell wie möglich Lösungen. Die Bundesregierung sollte 

sich der Koalition gewillter Staaten anschließen, um insbesondere 

minderjährige Flüchtlinge aufzunehmen und Familien zusammen-

zuführen. Die EU ist eine Wertegemeinschaft. Wir müssen weg vom 

Prinzip der Zuständigkeit des Ersteinreisestaates und hin zu einer 

echten solidarischen Verteilung der Hilfsbedürftigen in Europa. Bis 

dahin müssen die Helferinnen und Helfer vor Ort, wie das UNHCR, 

in ihrer Arbeit gestärkt werden. 
 

Das Plenum widmete sich selbstverständlich auch der aktuellen Si-

tuation rund um das Corona-Virus. Für mich steht fest, dass an allen 

Stellen mit Hochdruck und einem hohen Maß an Professionalität 

gearbeitet wird. Unser Gesundheitssystem gehört zu den besten 

weltweit und ist für die Situation ausgestattet. Dennoch wir benöti-

gen Zeit, um Informationen zu sammeln und auswerten zu können. 

Besonnenheit ist das Gebot der Stunde, wie ich in meiner Rede for-

derte.  

Die Sicherheit bei Medizinprodukten wurde diese Woche durch ein 

Anpassungsgesetz an EU-Gesetze gestärkt. Meine Rede hierzu fin-

den Sie hier. Zudem diskutierten wir in erster Lesung ein geplantes 

Verbot von Konversionsmaßnahmen bei vulnerablen Personen-

gruppen. 
 

Am Sonntag ist Frauentag. Der Kampf für Frauenrechte und gesell-

schaftliche Gleichstellung ist seit über 150 Jahren in der DNA der 

SPD und ein Anliegen für das ich mich stark mache. 
 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen ein schönes Wochenende und 

viel Spaß beim Lesen! 
 

Ihre    
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Veranstaltung der Woche 
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Statement 
der Woche 

 

„Der Mensch vergisst schnell. Aber diese jungen Men-

schen, die zum Opfer gefallen sind, dürfen wir nicht 

vergessen.“ 
Kemal Kocak, Freund der Opfer von Hanau, bei der zentralen Trauerfeier am 04.03.2020. 

 

 

Highlights 
der nächsten Woche 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Wann Wo Was 

 
So . ,  
08 .0 3.  

 
16:3 0  Uh r  
–  
19:3 0  Uh r  

 
K i no  Z ei l ,  
Un te re  Sch e ue r n -
ga ss e 5 ,   
Ze i l  am Ma in  
 

 
F i lm u n d D i sk us s ion  zu m 
Int e rn at iona l en  Fra u en ta g  
(E in la d un g s ie h e ob e n)  

 
Do . ,  
12 .0 3.  

 
16:0 0  Uh r  
–   
18:0 0  Uh r  

 
Pau l -Löb e-H au s,  
Ber l i n  

 
Fac hg e s präc h z um  Th ema  
„Pa t i en t en re ch te  u n d 
Pat i e nt e ns ic he rh e it “  

 
Do . ,  
12 .0 3.  

 
19:0 0  Uh r  
–  
21:3 0  Uh r  

 
Vap erto ,   
Ber l i n  

 
Work sho p m it  d e n SP D -
Ne tzwe rk er n  u n d H u be rt u s  
Hei l  z ur  Z uk u nft  d e r  SPD  
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KLIMASCHUTZ 

KOHLEAUSSTIEG: KLIMA 
SCHÜTZEN, 
BESCHÄFTIGTE 
ABSICHERN 
 

Bis spätestens 2038 wird Deutschland 

schrittweise aus der Kohleverstromung 

aussteigen. Das regelt das Kohleausstiegs-

gesetz, das der Bundestag am Freitag in 

erster Lesung beraten hat.  

 

Es ist ein bedeutender Schritt für mehr Klima-

schutz: Mit einem klaren, verbindlichen Fahrplan 

wird Deutschland spätestens zum Jahr 2038 kom-

plett aus der Kohleverstromung aussteigen. So ist 

es im Entwurf der Bundesregierung für das Koh-

leausstiegsgesetz festgehalten, den der Bundes-

tag am Freitag in erster Lesung beraten hat. Die 

Koalition folgt mit dem Ausstiegsplan der Kohle-

kommission, die vor einem Jahr mit einem breiten 

Konsens Empfehlungen vorgelegt hatte. 

Der Ausstieg beginnt sofort 

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass der Ausstieg 

aus der Stein- und Braunkohleverstromung sofort 

beginnt und bis spätestens 2038 abgeschlossen 

ist. Noch im Jahr 2020 soll der erste Block eines 

Braunkohlekraftwerks vom Netz gehen. Bis 2030 

soll die Leistung von Steinkohle- und Braunkohle-

kraftwerken auf weniger als die Hälfte der heuti-

gen Leistung sinken. „Deutschland steigt verbind-

lich aus der Kohlekraft aus. Das ist ein bedeuten-

der Beitrag zum Klimaschutz, denn damit werden 

Schritt für Schritt rund ein Viertel der gesamten 

deutschen CO2-Emissionen eingespart“ sagt 

Bundesumweltministerin Svenja Schulze. In den 

Jahren 2026, 2029 und 2030 soll zudem überprüft 

werden, ob der endgültige Ausstieg bereits drei 

Jahre früher erfolgen kann, in diesem Fall wäre 

bereits 2035 Schluss mit der Kohleverstromung. 

Dies ist im Wesentlichen abhängig von dem Aus-

bau der Erneuerbaren, mit dem Versorgungssi-

cherheit und Bezahlbarkeit sichergestellt werden. 

Mit dem Gesetzentwurf stellt die Koalition sicher, 

dass die von Deutschland eingesparten Emissio-

nen nicht an anderer Stelle in Europa emittiert 

werden, sondern die CO2-Zertifikate vom Markt 

genommen werden. Nur so wirkt der Kohleaus-

stieg voll und ganz für den Klimaschutz. 

Anpassungsgeld und frühere abschlagsfreie 

Rente 

Für Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 

ist es besonders wichtig, dass der Kohleausstieg 

sozial ausgeglichen stattfindet. Die Kohle ist bis 

heute in einigen Regionen ein bedeutender Wirt-

schaftsfaktor. Umso wichtiger ist ein planbarer 

und verlässlicher Kohleausstieg, der Strukturbrü-

che vermeidet. Dafür hat die Koalition bereits das 

Strukturstärkungsgesetz Kohleregionen auf dem 

Weg gebracht, mit dem der Bund insgesamt 40 

Milliarden Euro für die Strukturförderung bereit-

stellen wird. Die betroffenen Regionen erhalten 

die nötigen Mittel, um den Strukturwandel aktiv 

und nachhaltig zu gestalten. Ziel ist es, neue wirt-

schaftliche Perspektiven für die Menschen zu ent-

wickeln und neue Strukturen aufzubauen, bevor 

die alten endgültig wegfallen.  

Mit dem Kohleausstiegsgesetz werden auch die 

direkten sozialen Folgen des Aussteigs für die Be-

schäftigten abgefedert: Der Gesetzentwurf sieht 

ein Anpassungsgeld für besonders betroffene äl-

tere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer über 

58 Jahre vor. Sie können dieses für bis zu fünf 

Jahre erhalten und anschließend in Rente gehen 

– die Abschläge trägt der Bund. Jüngere Beschäf-

tigte profitieren von dem seit 1. Januar 2019 gel-

tenden Qualifizierungschancengesetz, das die 

Weiterbildungsförderung für vom Strukturwandel 

betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 

verbessert und neue Qualifikationen ermöglicht. 

Mit dem vom Bundesarbeitsministerium geplanten 

Arbeit-von-morgen-Gesetz sollen weitere arbeits-

marktpolitische Instrumente dabei helfen, Trans-

formation und Strukturwandel zu bewältigen. 

Kein Kohleausstieg ohne Ausbau der Erneuer-

baren 

Die Welt schaue genau hin, wie Klimaschutz und 

Kohleausstieg in Deutschland gelingen, sagt Bun-

desumweltministerin Svenja Schulze. „Wir zeigen 

damit, wie ein Industrieland von der Kohleverstro-

mung vollständig auf erneuerbare Energien um-

steigt und zugleich neue wirtschaftliche Perspekti-

ven für die Kohleregionen schafft.“ Darum sei der 

soziale Ausgleich nicht nur eine gute Investition in 

den gesellschaftlichen Zusammenhalt, sondern 

auch in den Klimaschutz.  

Der Kohleausstieg ist die Grundlage dafür, dass 

wir unsere Klimaziele bis 2030 und darüber hinaus 

einhalten können. Als einziges Industrieland der 
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Erde steigt Deutschland gleichzeitig aus der Kern-

energie und der Kohleverstromung aus. Das heißt 

gleichzeitig: Es braucht einen massiven Ausbau 

der Erneuerbaren Energien. Die Stromnetze müs-

sen entsprechend modernisiert und ausbaut wer-

den. Die Koalition wird hierzu das Erneuerbare-

Energien-Gesetz novellieren und dabei vor allem 

den Ausbau der Windkraft an Land und die Förde-

rung von Photovoltaikanlagen in den Blick neh-

men.  

 

Das Wichtigste zusammengefasst: Mit dem Entwurf 

für das Kohleausstiegsgesetz legt die Bundesregie-

rung einen verbindlichen Fahrplan für den Ausstieg 

aus der Kohleverstromung vor und folgt damit den 

Empfehlungen der Kohlekommission. Zusammen mit 

dem Strukturstärkungsgesetz sorgt es dafür, dass 

Deutschland bis 2038 aus der Kohle aussteigt, soziale 

Folgen für die betroffenen Beschäftigten abgefedert 

werden und neue wirtschaftliche Perspektiven für die 

Menschen in den betroffenen Regionen entstehen. 

 

 

GLEICHSTELLUNG 

INTERNATIONALER 
FRAUENTAG: 
ERKÄMPFTES ERHALTEN, 
FORTSCHRITT GESTALTEN 
 

Anlässlich des Internationalen Frauentags am 

8. März hat der Bundestag am Freitag die 

Frage debattiert, wo wir heute in Sachen 

Gleichstellung von Frauen und Männern ste-

hen.  

Trotz vieler Fortschritte in den letzten Jahren ha-

ben Frauen in zentralen Bereichen der Gesell-

schaft noch immer nicht die gleichen Chancen 

wie Männer. Um das zu ändern, setzt die SPD-

Bundestagsfraktion zum Beispiel auf mehr 

Frauen in Führungspositionen und die gleiche 

Repräsentation von Frauen in den Parlamenten. 

Darum ist es den Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten wichtig, dass bei der anstehenden 

Reform des Wahlrechts eine Parität in den Wahl-

listen eingeführt wird. 

„Gleichstellung ist kein Naturgesetz“ 

„Von mehr Gleichstellung profitieren nicht nur die 

Frauen, sondern es kommt allen in der Gesell-

schaft zugute“, sagte Bundesfrauenministerin 

Franziska Giffey in der Bundestagsdebatte. Als 

wichtigen Schritt bezeichnete sie es, dass es in 

diesem Jahr erstmals eine Gleichstellungsstrate-

gie der Bundesregierung geben werde. „Wir wol-

len ermöglichen, dass Frauen die gleichen Chan-

cen in Wirtschaft, Politik und Familie bekommen, 

dass Väter und Mütter sich gemeinsam um Kin-

der und Haushalt kümmern können, dass sie 

aber auch Familie und Pflege mit dem Beruf ver-

einbaren können.“  

Gleichstellung sei kein Naturgesetz, wir müssten 

etwas dafür tun. Das zeige auch der Frauenanteil 

im Bundestag, der mit der letzten Wahl sogar ge-

sunken sei und nur noch knapp über 30 Prozent 

betrage. Es brauche mehr Frauen in der Politik, 

aber auch in Spitzenpositionen der Wirtschaft. 

Franziska Giffey betonte aber auch, dass es für 

Fortschritte in Sachen Gleichstellung immer auch 

Männer brauche, die sich für das Thema enga-

gieren: „Gleichstellung funktioniert immer nur in 

Partnerschaftlichkeit.“ 

Parität durch Wahlrechtsreform 

Es gehe heute auch darum, beim Thema Gleich-

stellung einen gesellschaftlichen Rollback welt-

weit zu verhindern, sagte Josephine Ortleb. „Wir 

müssen Erkämpftes erhalten und Fortschritte ge-

stalten.“ Noch immer seien Frauen und Mädchen 

aufgrund ihres Geschlechts in allen Gesellschaf-

ten häufiger von Diskriminierung und Gewalt be-

troffen. „Und was wir von der Wirtschaft fordern, 

müssen wir politisch vorleben“, betonte sie. Die 

SPD-Bundestagsfraktion habe hier mit ihrem Vor-

schlag für eine Wahlrechtsreform die Tür für die 

Parität durch das Wahlrecht geöffnet. Der Vor-

schlag sieht vor, für die nächste Bundestagswahl 

nur Parteien zuzulassen, deren Landeslisten pa-

ritätisch abwechselnd mit einer Frau und einem 

Mann oder umgekehrt besetzt sind. „Das ist 

keine Diskriminierung von Männern“, sagte Jo-

sephine Ortleb. „Das nennt man Gleichberechti-

gung.“ 

Erwerbs- und Sorgearbeit gerecht verteilen 

Frauenpolitik bedeute, den großen Berg an Be-

nachteiligungen von Frauen mit unterschiedli-

chen Werkzeugen abzubauen, sagte Leni Brey-

maier. Als eine zentrale Aufgabe nannte sie die 

gerechte Verteilung der Erwerbsarbeit und der 

unbezahlten Sorgearbeit zwischen Männern und 

Frauen. „Wenn Frauen 75 Prozent der Sorgear-

beit stemmen, ist an echte Gleichberechtigung 
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nicht zu denken.“ Denn wenn Frauen mehr be-

zahlte Arbeit übernehmen, müssten sie auch un-

bezahlte Arbeit abgeben. Dazu gehöre es auch, 

die Männer in die Pflicht zu nehmen. „Wir Frauen 

wollen nicht die Hälfte des Kuchens, wir wollen 

die Hälfte der Bäckerei“, brachte es Leni Brey-

maier abschließend auf den Punkt. 

 

 

 

FAMILIEN 

GANZTAGSBETREUUNG 
FÜR GRUNDSCHULKINDER 
AUSBAUEN 
 

Der Bundestag hat am Donnerstag das Ganz-

tagsfinanzierungsgesetz beraten. Es ist ein 

wichtiger Schritt hin zu einem Rechtsan-

spruch auf Ganztagsbetreuung für Grund-

schulkinder ab 2025. 

In Deutschland haben Eltern einen Rechtsan-

spruch auf einen Kitaplatz, sobald ihr Kind das 

erste Lebensjahr vollendet hat. Aber was passiert 

nach der Einschulung? Für Kinder im Grundschul-

alter besteht dieser Rechtsanspruch nicht. Eltern 

stehen mit der Einschulung ihres Kindes also 

plötzlich vor einem großen Problem: Sie müssen 

eine Betreuung für ihr Kind an den Nachmittagen 

nach Schulschluss organisieren. Das soll sich än-

dern. In ihrem Koalitionsvertrag haben SPD und 

CDU/CSU vereinbart, bis zum Jahr 2025 einen 

Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kin-

der im Grundschulalter einzuführen. Denn klar ist: 

Ganztagsförderung für Kinder im Grundschulalter 

erhöht die Teilhabechancen und ermöglicht eine 

bessere individuelle Förderung der Kinder. Gleich-

zeitig unterstützen Ganztagsangebote die Eltern 

dabei, Beruf und Familie zu vereinbaren. 

In den letzten Jahren haben die Länder zwar die 

Infrastruktur für Bildung, Betreuung und Erziehung 

deutlich ausgebaut. Allerdings reicht das Angebot 

noch nicht aus, um den Bedarf an ganztägigen An-

geboten für Kinder im Grundschulalter zu decken. 

Hierfür braucht es einen bedarfsgerechten Aus-

bau von Hort- und Schulinfrastruktur in den Län-

dern und Gemeinden. Das jetzt im Bundestag be-

ratene Ganztagsfinanzierungsgesetz legt hierfür 

die finanziellen Grundlagen, damit der Rechtsan-

spruch ab 2025 erfüllt werden kann. Der Gesetz-

entwurf sieht vor, dass der Bund ein Sonderver-

mögen in Höhe von zwei Milliarden Euro – jeweils 

eine Milliarde Euro in den Jahren 2020 und 2021 

– bereitstellt, um die Länder beim Ausbau der Inf-

rastruktur zu unterstützen und die Finanzierung 

des Ganztagsausbaus zu sichern.  

 

 

INNENPOLITIK 

RECHTSTERRORISMUS 
BEKÄMPFEN 
 

Welche Konsequenzen müssen wir aus dem 

rassistischen Terroranschlag von Hanau zie-

hen? Darüber hat der Bundestag am Donners-

tag in einer vereinbarten Debatte beraten. 

Der rassistisch motivierte Anschlag von Hanau 

hat Deutschland erschüttert. Die schrecklichen 

Morde haben uns allen auf bitterste Weise vor 

Augen geführt, dass der Kampf gegen Rechtsext-

remismus und Rassismus deutlich ausgeweitet 

werden muss.  

Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Die An-

schläge in Hanau und in Halle und der Mord am 

Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke 

sind Teile einer besorgniserregenden Entwick-

lung. Der Rechtsstaat muss mit all ihm zur Verfü-

gung stehenden Mitteln rigoros gegen seine 

Feinde vorgehen. Rechte Gefährder müssen sys-

tematisch ins Visier genommen werden. Und 

Rechtsextremisten dürfen nicht in den Besitz von 

Waffen gelangen. 

Rassistischer und rechter Terror 

An erster Stelle müssten jetzt Trauer und Mitge-

fühl mit den Angehörigen der Opfer stehen, sagte 

der SPD-Fraktionsvorsitzende Rolf Mützenich in 

der Debatte. „Gleichzeitig müssen wir uns dar-

über klar werden, was die wachsende rassisti-

sche Gewaltbereitschaft für unser Land bedeutet 

und was wir dagegen tun müssen.“ Was in Ha-

nau passiert sei, sei mehr als Totschlag: „Es ist 

Massenmord, es war rassistischer und rechter 

Terror.“  
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Der Täter von Hanau sei vielleicht ein Einzeltäter 

gewesen, aber er wurde getragen von einem 

System der Hetze, der Erniedrigung und der An-

leitung zur Gewalt, sagte Rolf Mützenich. „Und 

diese Spur führt hinein in den Bundestag, die AfD 

ist der Komplize.“ Mit Blick auf die AfD-Fraktion 

sagte er: „Dort steht der Feind dieser Demokra-

tie, und wir müssen das benennen.“  

Demgegenüber stünden hingegen die ganz vie-

len Menschen, die sich einsetzten in den Dörfern, 

Gemeinden und Städten, betonte Rolf Mützenich. 

Das mache ihm Hoffnung. „Wir sind nicht die 

Wiederholung von Weimar, wir sind eine mutige 

Demokratie und es gibt genügend Beispiele, die 

das jeden Tag zeigen.“ 

„Wir nehmen den Kampf gegen rechts auf!“ 

Menschen, die nichts anderes im Sinn hatten als 

hier zu leben und Teil unserer Gesellschaft zu 

sein, sei unermessliches Leid zugefügt worden, 

sagte Bundesjustizministerin Christine Lam-

brecht. „Das muss uns alle aufrütteln.“ Der 

Rechtsextremismus sei die größte Bedrohung in 

unserer offenen und friedlichen Gesellschaft, 

sagte sie und versicherte: „Wir nehmen den 

Kampf gegen diese Bedrohung auf!“  

Einen Schwerpunkt will sie dabei auch auf den 

Kampf gegen Hass und Hetze im Netz legen. 

Über 70 Prozent der angezeigten Hassposts im 

Netz richteten sich gegen Migrantinnen und Mig-

ranten. „Wir dürfen nicht weiter zuschauen, dass 

diesen Worten Taten folgen.“ Es brauche harte 

Strafen und konsequente Verfolgung für jede 

Form der Gewalthetze. Das vom Bundeskabinett 

beschlossene Maßnahmenpaket gegen Rechts-

extremismus und Hasskriminalität sei hier der 

erste Schritt, sagte Christine Lambrecht. „Unsere 

Demokratie ist wehrhaft, unser Rechtsstaat ist 

stark, aber er muss jeden Tag verteidigt werden.“  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

AUSSENPOLITIK 

BUNDESTAG BERÄT ÜBER 
LAGE IN SYRIEN 
 

Im syrischen Idlib entwickelt sich eine huma-

nitäre Katastrophe. Der Bundestag hat am 

Donnerstag auf Antrag der Koalitionsfraktio-

nen über die Eskalation in Idlib und die Folgen 

für Europa debattiert. 

 Rund drei Millionen Menschen leben in der Pro-

vinz Idlib in Syrien. Fast eine Million von ihnen sind 

auf der Flucht, seit das syrische Regime mit russi-

scher Unterstützung mit der militärischen Offen-

sive auf die Provinz begonnen hat. An der türki-

schen Grenze wachsen seitdem die Flüchtlingsla-

ger. Auch die Lage an der türkisch-griechischen 

Grenze hat sich in den vergangenen Tagen zu-

nehmend angespannt. Der türkische Präsident 

Erdogan versucht damit, die EU unter Druck zu 

setzen. Schon seit längerem katastrophal sind die 

Zustände in den Aufnahmeeinrichtungen auf den 

griechischen Inseln. 

„Die Vereinten Nationen sehen in der Situation in 

Idlib die größte humanitäre Katastrophe seit dem 

Beginn des Syrienkrieges“, sagte der Staatsminis-

ter im Auswertigen Amt Niels Annen im Bundes-

tag. Insgesamt seien etwa eine Million Menschen 

auf der Flucht, davon achtzig Prozent Frauen und 

Kinder. Russland und die Türkei hätten gezeigt, 

dass sie bereit seien, ein sehr hohes Risiko einer 

militärischen Konfrontation einzugehen. Aber sie 

seien auch bereit, mit politischen Absprachen zu 

einer Deeskalation zu kommen. Er hoffe auf eine 

belastbare Vereinbarung über einen Waffenstill-

stand, sagte Niels Annen mit Blick auf die Gesprä-

che zwischen dem türkischen und dem russischen 

Präsidenten.  

Waffenruhe muss erster Schritt sein 

„Das menschenverachtende Vorgehen des syri-

schen Regimes gegen die eigene Bevölkerung 

muss umgehend aufhören“, sagte die stellvertre-

tende Fraktionsvorsitzende Gabriela Heinrich. Der 

erste Schritt, um die Lage zu verbessern, müsse 

eine Waffenruhe sein. Sie sei die Voraussetzung 

für einen politischen Prozess und für humanitäre 

Hilfe in Idlib.  
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Die Lage in Syrien sei dramatisch, sagte auch 

Lars Castellucci, migrationspolitischer Sprecher 

der SPD-Fraktion. „Mehr als die Hälfte der syri-

schen Bevölkerung musste das Land schon ver-

lassen oder ist im Land auf der Flucht.“ Die Men-

schen in Syrien brauchten jetzt drei Dinge: Sicher-

heit, Versorgung und Sicherheit. 

 Der menschenrechtspolitische Sprecher der 

SPD-Fraktion, Frank Schwabe, betonte: „Wir müs-

sen in Syrien als Friedensmacht auftreten und hu-

manitäre Hilfe leisten.“ Gleichzeitig müsse die in-

ternationale Staatengemeinschaft deutlich ma-

chen, dass diejenigen, die in Syrien Kriegsverbre-

chen begingen, auch zur Rechenschaft gezogen 

werden. 

Europa muss Menschen in Griechenland hel-

fen 

Für die SPD-Fraktion ist klar: Europa und die in-

ternationale Staatengemeinschaft müssen schnell 

darauf reagieren und auch bereit sein, weitere hu-

manitäre Hilfe für die Menschen in Idlib und die 

Geflüchteten in der Türkei zu leisten. In einem Be-

schluss vom 4. März fordert die SPD-Fraktion zu-

dem, so schnell wie möglich zu einer europäi-

schen Lösung für die Menschen in den griechi-

schen Aufnahmeeinrichtungen zu kommen. 

 

 

GRIECHENLAND 

SCHUTZ UND HUMANITÄRE 
HILFEN 

 

Die SPD-Fraktion spricht sich dafür aus, be-

sonders schutzbedürftigen Menschen in den 

griechischen Flüchtlingslagern auch in 

Deutschland Schutz zu gewähren. „Wir arbei-

ten derzeit mit voller Kraft an einer Lösung, an 

der sich nicht alleine 

Deutschland, sondern wenigstens ein paar an-

dere europäische Staaten beteiligen“, heißt es 

in einem Fraktionsbeschluss. 

„Wir brauchen so schnell wie möglich eine Lösung 

für die Menschen in Griechenland“, so die SPD-

Fraktion. Die Zustände in den Aufnahmeeinrich-

tungen auf den griechischen Inseln seien katastro-

phal und untragbar. Die SPD-Abgeordneten for-

dern Bundesinnenminister Seehofer daher auf, in 

Brüssel für eine „Koalition der Vernunft“ zu werben 

und konkrete Maßnahmen zur gemeinsamen Auf-

nahme von besonders schutzbedürftigen Men-

schen auf den Weg zu bringen. 

 Mit Frankreich, Portugal, Finnland und anderen 

Ländern hat sich inzwischen eine Reihe von Staa-

ten in einer humanitären Geste bereit erklärt, 

schutzbedürftige Kinder aufzunehmen. Auch in et-

lichen Bundesländern, Städten und Gemeinden 

gibt es die Bereitschaft, besonders Schutzbedürf-

tige aufzunehmen. „Die Europäische Union ist 

eine Wertegemeinschaft“, heißt es in dem Be-

schlusspapier der SPD-Fraktion. „Mit unserem ge-

meinsamen Handeln zur Aufnahme von Geflüch-

teten aus Griechenland machen wir einen ersten 

und notwendigen humanitären Schritt.“ 

Darüber hinaus spricht sich die SPD-Fraktion da-

für aus, die Verhältnisse in den griechischen Hot-

spots dauerhaft zu verbessern. Ein Weg könnte 

sein, dem UN-Flüchtlingshilfswerk die operative 

Verantwortung zur Leitung der Flüchtlingszentren 

zu übertragen. Zudem setzen sich die SPD-

Abgeordneten dafür ein, die humanitäre Hilfe für 

die Menschen in Idlib (Syrien) und für die Geflüch-

teten in der Türkei aufzustocken. 

Neuausrichtung der europäischen Flüchtlings-

politik 

Für eine grundsätzliche Lösung hält es die SPD-

Fraktion für erforderlich, die europäische Flücht-

lingspolitik und das gemeinsame Asylsystem neu 

auszurichten. In dem Fraktionsbeschluss heißt es 

dazu: „Wir müssen weg vom Prinzip der Zustän-

digkeit des Ersteinreisestaates. Wir brauchen eine 

gerechte und solidarische Verteilung geflüchteter 

Menschen auf die einzelnen EU-Mitgliedstaaten.“ 

Nur so sei dauerhaft eine Entlastung der Staaten 

an den EU-Außengrenzen und insbesondere auch 

Griechenlands zu erreichen. 

 

 

 

 

 

 

 

mailto:sabine.dittmar@bundestag.de


BERLIN AKTUELL 
Newsletter von Sabine Dittmar, MdB 

 

Sabine Dittmar, MdB - Platz der Republik 1 – 11011 Berlin – sabine.dittmar@bundestag.de – Tel. 030 / 227-71810    
www.sabine-dittmar.com 

9 

AUSSENPOLITIK 

AFGHANISTAN 
UNTERSTÜTZEN 
 

Die Bundeswehr soll sich weiterhin an der 

Nato-geführten Ausbildungs-, Beratungs- 

und Unterstützungsmission „Resolute Sup-

port“ in Afghanistan beteiligen. Das sieht 

ein Antrag der Bundesregierung vor, über 

den der Bundestag am Mittwoch erstmals 

debattiert hat. 

 

Das gemeinsame Engagement der afghani-

schen Regierung und der internationalen Ge-

meinschaft hat in den letzten Jahren trotz vieler 

Schwierigkeiten greifbare Ergebnisse hervor-

gebracht: Lebenswichtige Transport- und Ver-

sorgungsinfrastruktur wurde wieder hergestellt, 

das Bildungssystem und die Gesundheitsver-

sorgung haben sich grundlegend verbessert, 

Frauen spielen eine zunehmend wichtigere 

Rolle im öffentlichen Leben, und es gibt eine 

vielfältige Medienlandschaft sowie freie politi-

sche Debatten. 

 

Allerdings sind auf all diesen Feldern weitere 

Anstrengungen nötig, damit Afghanistan den 

Rückstand aufholen kann, der in den Jahrzehn-

ten bewaffneter Konflikte entstanden ist. Denn 

gerade die letzten Jahre haben gezeigt, wie 

brüchig bereits erzielte Fortschritte weiterhin 

sind. Die Regierung ist nicht in allen Landestei-

len handlungsfähig; Korruption und Armut sind 

immer noch weit verbreitet. 

 

Auftrag der Mission bleibt es deshalb, die Leis-

tungsfähigkeit der afghanischen nationalen 

Verteidigungs- und Sicherheitskräfte zu erhö-

hen. Ziel ist es, die afghanischen Sicherheits-

kräfte in die Lage zu versetzen, die Sicherheits-

verantwortung auf lange Sicht flächendeckend 

und eigenverantwortlich wahrzunehmen. Dar-

über hinaus sieht das Mandat vor, dass die 

Bundeswehr im Notfall auch Personal der inter-

nationalen Gemeinschaft, das im zivilen Wie-

deraufbau engagiert ist, unterstützen kann. 

 

Die Bundesregierung beantragt, das Bundes-

wehrmandat bis zum 31. März 2021 zu verlän-

gern. Eingesetzt werden sollen wie bisher bis 

zu 1300 Soldatinnen und Soldaten. 

 

 

MITTELMEERRAUM 
STABILISIEREN 
 

Die Bundeswehr soll auch weiterhin einen 

Beitrag zum Kampf gegen Terrorismus und 

Waffenschmuggel im Mittelmeer leisten. 

Über einen entsprechenden Antrag der 

Bundesregierung hat der Bundestag am 

Freitag beraten. 

 

Rund ein Drittel aller über See verschifften Gü-

ter und ein Viertel aller Öltransporte weltweit 

werden durch das Mittelmeer geleitet. Daher ist 

die Sicherheit im Mittelmeerraum für die Nato 

und ihre Mitgliedsländer von zentraler Bedeu-

tung. Fehlende staatliche Kontrolle über weite 

Küstenbereiche des Mittelmeerraumes und an-

haltende politische Instabilität in einzelnen 

Staaten eröffnen terroristischen Organisatio-

nen jedoch Rückzugs- und Herrschaftsräume. 

 

Der Antrag der Bundesregierung sieht daher 

vor, die Beteiligung der Bundeswehr an der 

Nato-geführten Maritimen Sicherheitsoperation 

„Sea Guardian“ um ein weiteres Jahr bis Ende 

März 2021 zu verlängern. Wie im vergangenen 

Jahr sollen bis zu 650 deutsche Soldatinnen 

und Soldaten daran mitwirken, Lagebilder zu 

erstellen und den Seeraum zu überwachen. 

Das Einsatzgebiet umfasst das Mittelmeer, die 

Straße von Gibraltar und ihre Zugänge und den 

darüber liegenden Luftraum.  

 

Der Antrag wurde wie üblich zur weiteren Bera-

tung an die zuständigen Ausschüsse überwie-

sen. 

 

FÜR EINE WELT OHNE 
ATOMWAFFEN 
 

Die SPD-Fraktion hat dem Vorschlag von 

Frankreichs Präsident Macron, über eine ei-

gene atomare Verteidigung der Europäi-

schen Union nachzudenken, eine klare Ab-

sage erteilt. „Mit aller Entschiedenheit wen-

den wir uns gegen verantwortungslose Ge-

dankenspiele über die Schaffung einer eu-

ropäischen Atomwaffenmacht“, heißt es in 

einem Fraktionsbeschluss vom Dienstag. 
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In dem Positionspapier bekräftigt die SPD-

Bundestagsfraktion das Ziel einer Welt ohne 

Atomwaffen. Keine andere sicherheitspoliti-

sche Bedrohung sei derart gravierend wie die 

Verbreitung und der Gebrauch von Massenver-

nichtungswaffen. Zu den wichtigsten Zielen so-

zialdemokratischer Außen- und Sicherheitspo-

litik gehöre es daher, die Verbreitung und den 

Einsatz von atomaren, biologischen und chemi-

schen Waffen zu verhindern. „Unser letztendli-

ches Ziel ist dabei die vollständige weltweite 

Abrüstung der bestehenden Arsenale von Mas-

senvernichtungswaffen“, so der Beschluss. Die 

SPD-Fraktion unterstützt Außenminister Heiko 

Maas deshalb in seinen politischen Bemühun-

gen um internationale Abrüstung, Rüstungs-

kontrolle und Nichtverbreitung sowie die Äch-

tung neuartiger Waffensysteme. 

 

Konkrete Fortschritte für nukleare Abrüstung 

müssten vor allem im Rahmen der Vereinten 

Nationen und bei der anstehenden Überprü-

fungskonferenz zum Atomwaffensperrvertrag 

erzielt werden. 50 Jahre nach Inkrafttreten des 

Atomwaffensperrvertrages, der unter anderem 

die Verbreitung von Kernwaffen verbietet, soll-

ten sich die Vertragsstaaten aus Sicht der SPD-

Fraktion auf eine neue Agenda für Abrüstung 

und Nichtverbreitung von Atomwaffen einigen. 

Ausdrücklich unterstützen die SPD-

Abgeordneten entsprechende Bemühungen 

von Außenminister Heiko Maas im Vorfeld der 

Überprüfungskonferenz, die Ende April in New 

York beginnt. Außerdem setzt sich die SPD-

Fraktion für eine starke, gemeinsame Position 

der Europäischen Union ein. 

 

Darüber hinaus würdigt die SPD-Fraktion die 

Bedeutung des 2017 beschlossenen Atomwaf-

fenverbotsvertrages, der wichtige Impulse für 

die Debatte zur weltweiten nuklearen Abrüs-

tung gegeben habe. Jetzt komme es darauf an, 

sich konstruktiv mit den Argumenten und Inten-

tionen des Atomwaffenverbotsvertrags unter 

Einbeziehung zivilgesellschaftlicher Akteure 

auseinanderzusetzen. 

 

Die SPD-Bundestagsfraktion bekräftigt das 

Ziel, sogenannte autonome letale Waffensys-

teme international zu ächten. Letale Autonome 

Waffensysteme (LAWS) werden vom Internati-

onalen Komitee des Roten Kreuzes definiert 

als „jedes Waffensystem mit Autonomie in den 

kritischen Funktionen der Zielauswahl und Ziel-

bekämpfung“. Solche Systeme können folglich 

selbstständig und ohne menschliche Steue-

rung oder sogar Aufsicht darüber „entschei-

den“, ob etwas oder jemand ein Ziel ist und wie 

und wann dieses Ziel bekämpft werden soll. Die 

SPD-Fraktion begrüßt, dass es im November 

2019 nach schwierigen Verhandlungen zum 

ersten Mal gelungen ist, einen breiten internati-

onalen Konsens über rote Linien für den Ein-

satz autonomer Funktionen in Waffensystemen 

zu erzielen: „Die Verabschiedung der Leitprin-

zipien durch die 125 Vertragsstaaten in der 

Waffenkonvention der Vereinten Nationen in 

Genf bringt uns unserem Ziel einer internatio-

nalen Ächtung vollautonomer letaler Waffen-

systeme einen großen Schritt näher.“ 

 

 

 

PARLAMENT 

SPD-FRAKTION SCHLÄGT 
REFORM DES 
WAHLRECHTS VOR 
 

Die SPD-Fraktion hat einen Vorschlag zur 

Änderung des Wahlrechts beschlossen. 

Ziel ist es, den Frauenanteil im Parlament zu 

erhöhen und die Handlungsfähigkeit des 

Bundestages zu erhalten. 

 

Der Deutsche Bundestag hat als direkt gewählte 

Volksvertretung eine hervorgehobene Bedeutung 

in unserer parlamentarischen Demokratie. Wie in 

keinem anderen Verfassungsorgan verkörpert 

sich in ihm das Leitprinzip des Grundgesetzes, 

wonach alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Seit 

1949 ist der Bundestag in diesem Sinne der zent-

rale Ort, an dem die gesellschaftlich relevanten 

Themen und Probleme öffentlich debattiert wer-

den, wo Gesetze beraten und beschlossen wer-

den, wo der Bundeskanzler oder die Bundeskanz-

lerin gewählt und die Regierung kontrolliert wird. 

Die SPD-Fraktion will sicherstellen, dass der 

Deutsche Bundestag diese Aufgaben auch in Zu-

kunft optimal erfüllen kann. Veränderungen der 

Parteienlandschaft und die Mechanismen des der-

zeitigen Wahlsystems könnten dazu führen, dass 

das Parlament nach der nächsten Bundestags-

wahl 750 oder 800 Sitze haben könnte. Die Soll-

Größe liegt bei 598 Mandaten.   
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Um zu verhindern, dass der Deutsche Bundestag 

an die Grenzen seiner Arbeits- und Handlungsfä-

higkeit stößt, hält die SPD-Fraktion eine Reform 

des Wahlrechts für unabdingbar. Das Modell der 

Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten sieht 

vor, die Zahl der Abgeordneten nach der Bundes-

tagswahl 2021 auf maximal 690 zu begrenzen. 

Um die Repräsentanz des Parlaments zu erhal-

ten, soll es weiterhin 299 Wahlkreise geben. Die 

Regelgröße des Bundestags bleibt demnach bei 

598 Abgeordneten. Um den Wählerwillen – also 

das Verhältnis der Zweitstimmen – nicht zu ver-

zerren, werden Überhangmandate weiterhin 

durch Ausgleichsmandate kompensiert. Um die 

Obergrenze von 690 Mandaten einzuhalten, wer-

den aber darüberhinausgehende Überhang- und 

Ausgleichsmandate nicht mehr zugeteilt. Um den 

Frauenanteil im Bundestag zu erhöhen, schlägt 

die SPD-Fraktion außerdem vor, nur Parteien zur 

Bundestagswahl zuzulassen, deren Landeslisten 

abwechselnd mit Frauen und Männern besetzt 

sind. 

Die SPD-Fraktion sieht diesen Vorschlag aus-

drücklich als Übergangsregelung für die nächste 

Bundestagswahl. In einem zweiten Schritt schla-

gen die SPD-Abgeordneten vor, eine Reformkom-

mission aus Abgeordneten, Wissenschaftlerinnen 

und Wissenschaftlern sowie Bürgerinnen und Bür-

gern einzusetzen, die sich mit Alternativen für eine 

Reform des personalisierten Verhältniswahlrechts 

auseinandersetzt und Empfehlungen zur Moderni-

sierung der Parlaments- und Wahlkreisarbeit, zur 

Dauer der Legislaturperiode und zur gleichberech-

tigten Repräsentanz von Frauen und Männern im 

Bundestag erarbeitet. 

 

GESUNDHEIT 

HÖHERE SICHERHEIT BEI 
MEDIZINPRODUKTEN 
 

Die Koalition verbessert die Sicherheit von 

Medizinprodukten und Arzneimitteln für die 

Patientinnen und Patienten. Ein entsprechen-

des Gesetz hat der Bundestag am Donners-

tag beschlossen.  

 

Das nationale Medizinprodukterecht wird an die 

EU-Medizinprodukteverordnung sowie an die 

EU-Verordnung über In-Vitro-Diagnostik ange-

passt. Die Koalition schafft damit die Vorausset-

zungen dafür, dass die erhöhten Anforderungen 

der EU-Verordnungen an die Identifizierung, die 

Zertifizierung und die Registrierung von Medizin-

produkten sowie an die Marktüberwachung in 

Deutschland fristgerecht umgesetzt werden kön-

nen. Das Bundesinstitut für Arzneimittel und Me-

dizinprodukte kann künftig bei Gefahr im Verzug 

oder wenn der Hersteller seinen Sitz im Ausland 

hat unmittelbar selbst die notwendigen Maßnah-

men zum Schutz und zur Sicherheit von Patien-

tinnen und Patienten anordnen. Damit werden 

die Befugnisse der Länderbehörden sinnvoll er-

gänzt. 

 

Außerdem wird die internationale Zusammenar-

beit zur Verhütung und Bekämpfung von Arznei-

mittelfälschungen gestärkt. Hierzu wird die soge-

nannte „Medicrime“-Konvention des Europarates 

umgesetzt. 

 

SCHUTZ VOR 
KONVERSIONSBEHAND-
LUNGEN 
 

Therapien zur „Heilung“ von Homosexualität 

bei Minderjährigen und beschränkt einwilli-

gungsfähigen Personen sollen verboten wer-

den. Einen entsprechenden Gesetzentwurf 

der Bundesregierung zum Schutz vor Kon-

versionsbehandlungen hat der Bundestag am 

Freitag in erster Lesung beraten. 

 

Bei sogenannten Konversionstherapien handelt 

es sich um Behandlungen, die darauf abzielen, 

die sexuelle Orientierung oder selbstempfun-

dene geschlechtliche Identität eines Menschen 

zu ändern oder zu unterdrücken. 

 

Der Gesetzentwurf sieht vor, Minderjährige und 

nur beschränkt einwilligungsfähige Personen vor 

solchen Therapien zu schützen. An ihnen sollen 

Konversionstherapien künftig nicht mehr durch-

geführt werden dürfen. Denn mit solchen Thera-

pien wird in die sexuelle und geschlechtliche Ent-

wicklung und Selbstbestimmung der Betroffenen 

eingegriffen und ihre Gesundheit geschädigt. 

Auch das öffentliche Werben, Anbieten und Ver-

mitteln von Konversionstherapien soll mit dem 

Gesetz verboten werden. 
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EHRENAMT 

EHRENAMT BEIM THW 
STÄRKEN 
 

80.000 Helferinnen und Helfer engagieren 

sich beim Technischen Hilfswerk (THW) eh-

renamtlich für den Zivil- und Katastrophen-

schutz. Mit einem neuen Gesetz will die Bun-

desregierung die Attraktivität dieses Ehren-

amtes stärken. 

 

Den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Ände-

rung des THW-Gesetzes hat der Bundestag jetzt 

in erster Lesung beraten. Der Gesetzentwurf zielt 

darauf ab, die Regelungen des THW-Gesetzes 

zu aktualisieren und mit rechtlichen Verbesse-

rungen im Ehrenamt zu verbinden. 

 

Neue Gefahren wie etwa die Verletzlichkeit kriti-

scher Infrastrukturen oder der Klimawandel füh-

ren zu veränderten Rahmenbedingungen für den 

Zivil- und Katastrophenschutz. Das THW stellt 

sich diesem Wandel, in dem es beispielsweise 

seine technischen Fähigkeiten erweitert oder 

seine technischen und logistischen Strukturen 

modernisiert. Die Modernisierung des THW-

Gesetzes soll diesen Entwicklungen Rechnung 

tragen. Außerdem sollen unter anderem Freistel-

lungsregelungen zur Förderung der Helferinnen 

und Helfer verbessert werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

VERANSTALTUNG 

MUSLIME IN 
DEUTSCHLAND: 
MITTENDRIN STATT NUR 
DABEI! 
  
Am Mittwoch hat die SPD-

Bundestagsfraktion mehr als 200 engagierte 

Mitglieder der muslimischen Community aus 

allen Teilen der Republik zu der zweiten Is-

lamkonferenz unter dem Motto „Muslime in 

Deutschland – Mittendrin statt nur dabei!“ 

empfangen.  

 

Ziel war es, nicht ÜBEREINANDER, sondern 

MITEINANDER zu sprechen und sich über aktu-

elle Herausforderungen auszutauschen. Die Ab-

geordneten der SPD-Fraktion haben gegenüber 

den muslimischen Gästen sehr deutlich ge-

macht, dass die Sozialdemokratinnen und Sozi-

aldemokraten – schon immer, aber jetzt erst 

recht – mit aller Entschiedenheit gegen Islam-

feindlichkeit kämpfen und sich für eine weltoffene 

und vielfältige Gesellschaft einsetzen, an der 

Musliminnen und Muslime gleichberechtigt teil-

haben. Der regelmäßige Austausch mit ihnen ist 

den SPD-Abgeordneten sehr wichtig, denn Mus-

liminnen und Muslime und ihre Religion gehören 

zu Deutschland.  

 

Die sozialdemokratischen Abgeordneten haben 

die Islamkonferenz genutzt, um ihnen vor allem 

zuzuhören. Insbesondere nach dem rechtsterro-

ristischen Anschlag in Hanau, wollen sie ein kla-

res Signal setzen und zeigen: Wir sind an Eurer 

Seite! 

 

Mehr als 200 Musliminnen und Muslime aller Al-

tersgruppen aus ganz Deutschland hatten sich 

auf den Weg nach Berlin gemacht. Nach einer 

abwechslungsreichen Podiumsdiskussion haben 

sie in verschiedenen Diskussionsforen mit den 

Abgeordneten über ihre Erfahrungen im Alltag 

gesprochen, haben berichtet, wo der Schuh 

drückt, und ihre Erwartungen an die Politik for-

muliert. Den Wünschen und Vorschlägen für ein 

besseres Miteinander will sich die SPD-

Bundestagsfraktion annehmen. 
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